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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

31.05.2021 

Geschäftszahl 

Ra 2020/01/0284 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2020/01/0285 

Ra 2020/01/0286 

Ra 2020/01/0287 

Ra 2020/01/0288 

Rechtssatz 

Wie der VfGH in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte (EGMR) bereits mehrfach ausgesprochen hat, ist aus Art. 8 MRK keine generelle 
Verpflichtung abzuleiten, dem Wunsch der Fremden, sich in einem bestimmten Konventionsstaat 
aufzuhalten, nachzukommen. Die EMRK verbürgt Ausländern demnach weder ein Recht auf Einreise, 
Einbürgerung und Aufenthalt, noch umfasst Art. 8 MRK die generelle Verpflichtung eines 
Konventionsstaates, die Wahl des Familienwohnsitzes durch die verschiedenen Familienmitglieder 
anzuerkennen und die Zusammenführung einer Familie auf seinem Gebiet zu erlauben. In Fällen, die 
sowohl das Familienleben als auch Immigration betreffen, variiert das Ausmaß der staatlichen 
Verpflichtung, Verwandte von in dem Staat aufhältigen Personen zuzulassen, nach den besonderen 
Umständen der betroffenen Personen und dem Allgemeininteresse. 
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